
1 Strafprozeßordnung — StPO

Täters nicht erheblich gesellschaftswidrig 
sind. Es ist nicht erforderlich, daß die Über­
gabe an ein gesellschaftliches Gericht auch 
in der konkreten Strafrechtsnorm als 
Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit aufgeführt wird. Werden 
jedoch in der Strafrechtsnorm nur Strafen 
mit Freiheitsentzug angedroht, so werden 
diese Handlungen in der Regel nicht für 
eine Übergabe geeignet sein, weil diese 
generell erheblich gesellschaftswidrig 
sind.
Eine Übergabe ist grundsätzlich ausge­
schlossen, wenn der Täter vorbestraft oder 
innerhalb eines Jahres vor der erneuten 
Straftat wegen eines Vergehens von einem 
gesellschaftlichen oder staatlichen Gericht 
zur Verantwortung gezogen wurde, es sei 
denn, es besteht zwischen der früheren und 
der neuen Handlung kein innerer Zusam­
menhang oder es ist unter Berücksichti­
gung des Umfanges der neuen Tat und im 
Hinblick auf die Person des Rechtsverlet­
zers eine wirksame erzieherische Einwir­
kung zu erwarten.“
Zu den Voraussetzungen für die Übergabe 
eines Vergehens an die Konfliktkommis­
sion vgl. die entsprechende Ziff. 3.1. der RL 
Nr. 28 des Plenums des OG vom 24. 3.1976 
zum Zusammenwirken der Gerichte mit 
den Konfliktkommissionen (GBl. Sdr. 
Nr. 871) i.d. F. des P1BOG vom 22.12.1977 
(GBl. I 1978 Nr. 5 S. 81).
2. Beachte ferner Ziff. 8. der Gemeinsamen 
Anw. zur höheren Wirksamkeit des Straf­
verfahrens (abgedr. als Anm. nach § 95 
StPO).
3. Zur Verfolgung von Verfehlungen durch 
die gesellschaftlichen Organe der Rechts­
pflege vgl. §8 Abs. 1 GGG; §§37-45 KKO; 
§§ 29-37 SchKO sowie § 2 Abs. 3, §§ 3 und 8 
der 1. DVO zum EGStGB/StPO (Reg.- 
Nr. 2.1.).

§59
Art und Weise der Übergabe
(1) Die Übergabe erfolgt durch eine schrift­
liche, begründete, dem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zuzustellende Ent­
scheidung; die Übergabe ist dem Anzeigen­
den, dem Geschädigten und dem Beschul­
digten schriftlich oder mündlich mitzutei­
len.
(2) Die Ubergabeentscheidung hat insbe­
sondere eine zusammenfassende Darstel­
lung des Sachverhalts und der vorliegenden

Beweismittel, eine Einschätzung der Hand­
lung unter Angabe des verletzten Straf­
gesetzes, eine tatbezogene Einschätzung 
der Persönlichkeit des Täters, die Gründe 
für die Übergabe und Hinweise auf die 
Ursachen und Bedingungen der Handlung 
zu enthalten.

Anmerkungen: 1. Vgl. Ziff. 1.2. und 1.3. der 
RL Nr. 26 des Plenums des OG vom 
24. 3.1976 zum Zusammenwirken der Ge­
richte mit den Schiedskommissionen (GBl. 
Sdr. Nr. 870). Sie lauten:

,.1.2.
Zum Inhalt des gerichtlichen Übergabe­
beschlusses (§ 59 StPO)
1.2.1.

Die Tatbestandsmerkmale des verletzten 
Gesetzes sind in der Darstellung des Sach­
verhalts sichtbar zu machen.
1.2.2.

Bei Jugendlichen sind die entwicklungs­
bedingten Besonderheiten darzulegen, ins­
besondere jene Faktoren, aus denen 
geschlossen wird, daß im Hinblick auf die 
begangene Straftat die persönlichen Vor­
aussetzungen für die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit des Jugendlichen (Schuld­
fähigkeit) zur Zeit der Tat Vorlagen (§ 66 
StGB, § 21 Abs. 1, § 69 Abs. 1 StPO).
1.2.3.
Im Beschluß sollen Hinweise gegeben 
werden, wie der Konflikt gesellschaftlich 
wirksam gelöst werden kann, insbesondere 
wie in differenzierter Weise gesellschaft­
liche Kräfte in die Beratung und zur Über­
windung der Ursachen und Bedingungen 
der Straftat einbezogen werden sollen.
1.2.4.
Ist ein Schaden entstanden, so sind neben 
dem Schadenersatzantrag und der An­
schrift des Geschädigten (§ 24 SchKO) auch 
die Rechtsgrundlagen für eine Wiedergut­
machungspflicht, der Schiedskommission zu 
übermitteln.
Da bei übergebenen fahrlässigen Straftaten 
auch erhebliche Schäden denkbar sind (vgl. 
§23 Abs. 2 SchKO, §28 Abs. 1 StGB, §58 
StPO), ist darauf zu achten und im Über­
gabebeschluß hinzuweisen, daß die Schieds­
kommission in die Beratung wegen eines 
Vergehens gemäß § 15 SchKO nur solche 
damit im Zusammenhang stehende ein­
fache zivilrechtliche Rechtsstreitigkeiten 
auf Antrag einbeziehen kann, bei denen
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